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Der Link zum Recht
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Rechtslage 

Nach Schweizer Recht gelten Namen grundsätzlich als unabänderlich. Somit kann der einmal erworbene Name (Familien- und Vorname) einer natürlichen Person nicht mehr ohne Weiteres geändert werden. Er ist so zu führen, wie er erworben und im Zivilstandsregister eingetragen ist. 
Ausnahmsweise kann eine Änderung des Namens allerdings beantragt werden. Dieses Merkblatt befasst sich mit den Konstellationen, in denen eine solche Namensänderung zulässig ist. 

1. Namensänderung im Rahmen der Heirat 
Gemäss Art. 160 Abs. 1 ZGB können die Ehegatten bei der Heirat ihren eigenen Namen behalten. Das gleiche gilt für die Eintragung gleichgeschlechtlicher Partner (Art. 12a PartG). Das Brautpaar bzw. die Partner haben aber die Möglichkeit, dem Zivilstandsbeamten zu erklären, dass sie einen der Ledignamen als gemeinsamen Familiennamen tragen wollen. Heisst die Frau also z.B. Müller und ihr Ehegatte Meier, so können sie entweder den Namen des Bräutigams (Meier) oder den der Braut (Müller) als Familiennamen wählen. Die Wahl eines der Namen als Familiennamen führt beim Ehegatten, der seinen Namen aufgibt und denjenigen seines Ehegatten annimmt, zu einer Namensänderung. 

Eine solche Namensänderung wird im Rahmen der Eheschliessung vorgenommen, sodass kein separater Antrag bei einer Bewilligungsbehörde eingereicht werden muss.
2. Nachträgliche Änderung des bei der Heirat angenommenen Namens

Seit dem 1. Januar 2013 gilt ein neues Namensrecht für Ehepaare. Demnach behalten die Ehegatten bei der Heirat ihren eigenen Ledignamen (Art. 160 Abs. 1 ZGB). Damit einhergehend hat man die Möglichkeit zur Führung eines Doppelnamens ("Meier Müller") abgeschafft. Bereits bestehende Doppelnamen dürfen allerdings weitergeführt werden. 

Ehegatten, welche vor dem 1. Januar 2013 geheiratet haben und den Namen des anderen Ehegatten erhalten oder einen Doppelnamen gewählt haben, können ohne Einhaltung einer Frist auf dem Zivilstandsamt erklären, wieder ihren Ledignamen tragen zu wollen.

3. Namensänderung bei der Scheidung oder beim Tod des Ehegatten
Grundsätzlich behält der Ehegatte, der seinen Namen bei der Eheschliessung geändert hat, diesen Namen auch nach der Scheidung. Er kann aber jederzeit gegenüber dem Zivilstandsamt erklären, dass er wieder seinen Ledignamen tragen möchte (Art. 119 ZGB bzw. Art. 30a PartG). 
Das Gleiche gilt beim Tod des Ehegatten. Stirbt der eine Ehegatte, so kann der überlebende, der bei der Eheschliessung seinen Namen geändert hat, das Tragen seines Ledignamens beantragen (Art. 30a ZGB).

4. Änderung des Namens ausserhalb Eheschluss und Scheidung
4.1
Allgemeines
Gemäss Art. 30 Abs. 1 ZGB kann einer Person die Änderung des Vor- und Familiennamens bewilligt werden, wenn achtenswerte Gründe vorliegen. 

Achtenswerte Gründe liegen dann vor, wenn der Name seinem Träger Nachteile oder Unannehmlichkeiten bereitet und sein Fortkommen einschränkt. Die Gründe für eine Namensänderung dürfen dabei nicht belanglos sein, sondern müssen einsichtig erscheinen. Ob im konkreten Fall ein Grund für eine Namensänderung vorliegt, ist eine Ermessensfrage, die von der Behörde nach Recht und Billigkeit zu beantworten ist.
Es wird im Wesentlichen zwischen objektiv und subjektiv nachteiligen Namen unterschieden. Unter objektiv abträglichen Namen versteht man etwa solche, die lächerlich, hässlich oder anstössig sind und die den Namensträger dem Spott aussetzen können. Es kann sich auch um Sachbezeichnungen handeln ("Amherd" auf frz. "ah! merde" ausgesprochen), die sich nachteilig auswirken und das Fortkommen eines Namensträgers unter Umständen unbillig erschweren. Dazu kommen subjektive Unannehmlichkeiten, wie etwa das Bestreben eines ehemals ausländischen Namensträgers, der nach seiner Einbürgerung Anhaltspunkte im Namen auf die ausländische Herkunft tilgen möchte. Subjektiv achtenswert kann aber auch der Wille sein, den eigenen Nachnamen vor dem Aussterben zu bewahren.
Bei Vorliegen einer Transsexualität ist der achtenswerte Grund für eine Änderung des Vornamens unbestritten gegeben, unabhängig davon, ob tatsächlich eine physische Geschlechtsumwandlung vorgesehen ist. Seit dem 1. Januar 2022 kann daher der Vorname in Bezug auf das Geschlecht rasch und unbürokratisch geändert werden. Jede Person, die innerlich fest davon überzeugt ist, nicht dem im Personenstandsregister eingetragenen Geschlecht zuzugehören, kann die Änderung des eingetragenen Geschlechts erklären und dabei auch einen oder mehrere neue Vornamen in das Personenstandsregister eintragen lassen.
Eine formelle Namensänderung ist bereits dann nötig, wenn eine wesentliche Änderung der Schreibweise des aktuellen Namens beantragt wird. Blosse Namensberichtigungen (bei einem fehlerhaften Eintrag) sind dem Zivilstandsregister zu melden und von diesem von Amtes wegen zu ändern. Falls das Zivilstandsamt die Änderung nicht vornimmt, ist der Weg der gerichtlichen Klage zu beschreiten.

4.2
Verfahren
Bewilligungsbehörde für Namensänderungen ausserhalb von Eheschluss und Scheidung ist die Regierung des Wohnsitzkantons.

Derjenige, der eine Namensänderung wünscht, muss ein entsprechendes Gesuch (Checkliste siehe weiter hinten) mit sämtlichen notwendigen Unterlagen an die zuständige Bewilligungsbehörde des Wohnsitzkantons richten. Diese prüft die Voraussetzungen, also insbesondere ob achtenswerte Gründe für die Namensänderung vorliegen. 
Zu beachten ist, dass der Gesuchsteller die Beweislast für das Vorliegen der achtenswerten Gründe trägt. Dies bedeutet, dass die objektive oder subjektive Beeinträchtigung durch den Namen ausreichend umschrieben und belegt werden muss. 
Die Bewilligungsbehörde kann Dritten, die durch die beantragte Namensänderung tangiert werden, die Möglichkeit zur Stellungnahme einräumen.

Ist der Entscheid der Bewilligungsbehörde noch ausstehend, kann die beantragte Namensänderung jederzeit kostenfrei zurückgezogen werden. Hat die Bewilligungsbehörde ihren Entscheid gefällt, können die Gesuchsteller den Entscheid bei der nächsthöheren Instanz anfechten.
Für die Änderung des Geschlechts und damit zusammenhängend des Vornamens genügt die blosse Erklärung gegenüber dem Zivilstandsamt, da die achtenswerten Gründe in einem solchen Fall unzweifelhaft vorliegen. 

4.3
Wirkung der Namensänderung 

Mit der Bewilligung der Namensänderung erhält der Gesuchsteller das Recht, den neuen Namen zu führen. Mit diesem Recht verbunden ist auch die Pflicht, den neuen Namen im amtlichen Verkehr zu verwenden. Die Änderung des Familiennamens von Eltern oder des sorgeberechtigten Elternteils erstreckt sich nicht auf die Namensführung der Kinder. 
Zudem ist die Namensänderung nach Art. 30 Abs. 1 ZGB grundsätzlich endgültig, sodass zum früheren Namen nur durch eine erneute Namensänderung zurückgekehrt werden kann. 
4.4
Kosten

Die Entscheidgebühr bei Namensänderungen (sowohl bei Zustimmung als auch bei Abweisung des Gesuchs) beträgt im Kanton Zürich rund CHF 600.-. 
Zu berücksichtigen sind allerdings auch Gebühren, die vorgängig zur Besorgung sämtlicher notwendigen Dokumente anfallen, so etwa für das Ausstellen einer Wohnsitzbestätigung.
Die Erklärung der Änderung des Geschlechts und des Vornamens kostet CHF 75.–.
Checkliste für ein Gesuch um Namensänderung

· Zuständige Bewilligungsbehörde finden
· Namensänderungsgesuch stellen: 

· mit ausführlicher Darlegung der Gründe für die Namensänderung
· Schilderung allfälliger Nachteile im Falle einer Ablehnung
· bei Änderung des Vornamens können Nachweise eingereicht werden, um zu belegen, dass der Gesuchsteller im privaten Bereich bereits mit dem gewünschten Vornamen bekannt ist (z.B. Korrespondenz, Zeugnisse, private Ausweise, Rechnungen, etc.).
· Falls vorhanden: Beweismittel für die Nachteile beilegen
· Familienausweis beilegen
· Personenstandsausweis beilegen (kann beim Heimatort bestellt werden). 
· Wer kein CH-Bürgerrecht hat kann entweder den Ausweis über den registrierten Personenstand für ausländische Staatsangehörige und Staatenlose oder seinen Geburts- oder Eheschein einreichen.
· Wohnsitzbestätigung beilegen.
· Reisepass und Ausländerausweis (nur bei Personen die kein Schweizer Bürgerrecht haben)
Möglich ist sodann, dass die zuständige Behörde weitere Unterlagen einfordert wie etwa einen Betreibungs- oder Strafregisterauszug. 

